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Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der SPD zur Änderung des § 38 Absatz 2 
Schulgesetz für Baden-Württemberg und des § 7 Absatz 8 Kindertagesbetreuungsgesetz 
Schreiben des KM vom 14. Juli 2015, Aktenzeichen 14 -0301.92 
Stellungnahme der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) Baden-Württemberg 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die GEW Baden-Württemberg dankt für die Möglichkeit, im Rahmen der Anhörung zur Änderung des 

Schulgesetzes und des Kindertagesbetreuungsgesetzes eine Stellungnahme abgeben zu können. 

 

Die GEW Baden-Württemberg stellt fest: 
Die unterschiedlichen Gerichtsurteile von 2003 bis jetzt zeigen, welche Herausforderung  auch für die 
höchsten Gerichte die Bewertung des Kopftuchstreits darstellt. Die mit dem Kopftuchstreit 

verbundenen Fragen sind nicht in erster Linie juristisch zu lösen, sondern berühren gesellschaftliche 

Grundfragen wie Toleranz, Religionsfreiheit sowie die Trennung von Staat bzw. Schule/Kita und 

Religion. 

Die Auseinandersetzung um das Kopftuch ist auch eine Folge der Integrationspolitik in Deutschland, 

die viele Jahre diesen Namen nicht verdient hat. 

 

Die Bewertung wird dadurch erschwert, dass das Kopftuch nicht nur eine individuelle religiöse 

Haltung darstellt. Das Kopftuch ist auch ein Symbol für die Ungleichheit von Frauen und Männern 

und für die gesellschaftliche Unterordnung von Frauen.  Entsprechenden  Einflüssen dürfen Kinder 
und Jugendliche nicht ausgesetzt werden. 

 

Die Politik ist gefordert, sich diesen Fragen zu stellen und Lösungen zu entwickeln. Der Konflikt darf 

nicht in die Schulen und Kitas verlagert werden. 

 

Der Staat kann die Glaubensfreiheit der Bürgerinnen und Bürger nur dadurch gewährleisten, dass er 

selbst sich eine strikte Neutralität in Fragen des Glaubens und der Weltanschauung auferlegt. Es darf 

deshalb nicht hingenommen werden, wenn Lehrkräfte bzw. Erzieher/innen ihr Amt zur Manipulation 

oder Indoktrination der ihnen anvertrauten Kinder und Jugendlichen nutzen. Aber auch Lehrkräfte 
und Erzieher/innen sind Träger von Grundrechten. Daher kann es nicht ohne weiteres als Zeichen der 
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fehlenden Eignung angesehen werden, wenn sie sich bei ihrer dienstlichen Tätigkeit gemäß den 

Geboten ihres Glaubens verhalten möchten. Entscheidend ist vielmehr ihr konkretes Verhalten bei 

Ausübung ihres Dienstes.  

Die bisherigen Fassungen von Schulgesetz § 38 und Kindertagesbetreuungsgesetz § 7 wurden dem 

nicht gerecht. Die 2004 eingefügten Absätze 2 und 3 zielen, wie sich aus der Entstehungsgeschichte 
dieser Bestimmung unschwer ablesen lässt, einseitig und ausschließlich darauf, das äußere 

Bekenntnis zu einer bestimmten Religion (Islam) zu verbieten und andererseits ein solches 

Bekenntnis zu einer anderen Religion (Christentum) zu dulden bzw. zu fördern. 

Zudem war und ist es angesichts der Verpflichtung, die Kinder an den Schulen zu Toleranz und 

Duldsamkeit zu erziehen, fraglich, ob das Verhalten der Lehrkräfte an den Eindrücken Dritter 

(Schülerinnen und Schüler bzw. Eltern) gemessen werden darf. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt die GEW, dass das höchste deutsche Gericht die in § 38 Schulgesetz 

und damit auch die entsprechenden in § 7 Kindertagesbetreuungsgesetz getroffenen Regelungen für 

unvereinbar mit dem Grundgesetz erklärt hat.  

Die jetzt von den Koalitionsfraktionen beabsichtigten Neufassungen der beiden Paragrafen sind aus 

unserer Sicht nicht geeignet, das Problem zu lösen: Nach wie vor soll Massstab sein, welchen 

"Eindruck" das Verhalten der Lehrkräfte "bei Schülern oder Eltern hervorrufen kann". 

Entsprechendes soll für Kindertageseinrichtungen gelten. Dies öffnet Gesinnungsschnüffelei und 
Denunziantentum Tür und Tor und verlagert zudem das Problem auf die einzelne Schule bzw. 

Kindertageseinrichtung. Die Beschäftigten besitzen aber einen Anspruch darauf, dass ihre Leistung 

und ihr (dienstliches) Verhalten an objektiven, nachprüfbaren Massstäben gemessen werden und 

dass dies in dem beamtenrechtlich bzw. arbeitsrechtlich vorgesehenen Verfahren durch die 

Aufsichtsbehörde ermittelt und festgestellt wird. Die „Eindrücke“ Dritter sind, wie sich augenfällig an 

der immer noch laufenden Diskussion über die Behandlung der geschlechtlichen Identität in den 

neuen Bildungsplänen zeigt, hierfür ein denkbar ungeeigneter Massstab. 

Die GEW hält es deshalb für sinnvoll und notwendig, die vor 2004 geltenden Texte 

wiederherzustellen, also aus § 38 Schulgesetz und aus § 7 Kindertagesbetreuungsgesetz nicht nur 

einige Wörter zu entfernen, sondern die Absätze 2 und 3 vollständig zu streichen, die 2004 

ausschließlich zu dem Zweck eingefügt wurden, muslimischen Lehrerinnen und Erzieherinnen das 

Tragen eines Kopftuches zu verbieten. 

Lehrkräfte und auch Erzieher/innen sind durch die Verfassung sowie die beamten- und 

tarifrechtlichen Bestimmungen bereits so klar und eindeutig auf ein verfassungstreues Verhalten 

verpflichtet, dass es keiner zusätzlichen Bekräftigung in den einschlägigen gesetzlichen Regelungen  

bedarf. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Doro Moritz 


